
Satzung des Vereins „Gesellschaft für soziale Anerkennung (e.V.)“ 

 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen Gesellschaft für soziale Anerkennung e.V. 

(2) Er hat den Sitz in Berlin. 

(3) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist das unentgeltliche Anbieten und Durchführen von Selbsthilfe- und 

Beratungsangeboten über das Internet, die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und einer 

Interessenvertretung in der Öffentlichkeit sowie die Unterstützung von Personen, die infolge ihres 

körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf Hilfe anderer angewiesen sind. 

(3) Der Verein setzt sich ein für  

–  die Verwirklichung der im (Grund)Gesetz verankerten Rechte  

–  den Schutz vor Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt jeglicher Art  

–  soziale Anerkennung aller Lebewesen und einen wertschätzenden Umgang miteinander  

–  die Förderung einer toleranten, glücklichen und gesunden Gesellschaft 

(4) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Bereitstellung geeigneter 

Kommunikationsplattformen sowie der Bereitstellung ausreichend fachlich qualifizierter, ehrenamtlich 

tätiger Mitarbeiter. 

(5) Der Verein will seine Ziele erreichen, indem er  

–  unentgeltliche (Sozial)Beratungen im Rahmen seiner gesetzlichen Möglichkeiten anbietet  

–  mit seinen Interessen an die Öffentlichkeit geht  

–  geeignetes Informationsmaterial bereitstellt  

–  eine Plattform für Austausch und zur gegenseitigen Unterstützung bereitstellt  

–  Projekte Dritter unterstützt, die dem Vereinszweck dienen 

 

§ 3 Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft. 

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Der Eintritt in den Verein erfolgt durch schriftlichen Antrag. 

(2) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden, die seine Ziele 



unterstützt. 

(3) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. 

(4) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

(5) Der Austritt eines Mitgliedes ist jederzeit möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber 

dem Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von 15 Tagen. 

(6) Ein Mitglied kann durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden, wenn es gegen 

die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat, trotz Mahnung mit dem Beitrag für 3 Monate 

im Rückstand bleibt oder aus anderen schwerwiegenden Gründen. 

(7) Mitglieder sind dazu verpflichtet die Anschrift und Kontaktmöglichkeiten ohne Aufforderung aktuell 

zu halten. 

 

§ 5 Beiträge 

(1) Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. Zur 

Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der Mitgliederversammlung 

anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

(2) Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 

 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

 

§ 7 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 5 Vereinsmitgliedern. Bei Bedarf können die 

Vorstandsmitglieder jedoch noch zwei Mitglieder in das Vorstandsamt wählen. 

(2) Der vertretungsberechtigte Vorstand iSd. § 26 BGB sind der Vorstandsvorsitzende und sein 

Stellvertreter gleichermaßen. Sie sind jeweils einzelvertretungsberechtigt. 

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 3 Jahren gewählt. 

Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. 

Der Vorsitzende wird von der Mitgliederversammlung in einem besonderen Wahlgang bestimmt. Die 

jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger 

gewählt sind. 

(4) Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens 1 mal statt. Die Einladung zu Vorstandssitzungen 

erfolgt schriftlich durch ein Vorstandsmitglied. 

(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 

(6) Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder fernmündlich gefasst 

werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu dem Verfahren schriftlich oder 

fernmündlich erklären. Schriftliche oder fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich 

niederzulegen und von dem Vorstandsvorsitzenden zu unterzeichnen. 

(7) Der Vorstand übt seine Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(8) Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung einen Geschäftsführer bestellen. 



Dieser ist berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(9) Den Vorstand bilden 

– die/der Vorsitzende (Vorstandsvorsitzende/r) 

– die/der stellvertretende Vorsitzende (stv. Vorstandsvorsitzende/r), 

– die Kassenwärtin / der Kassenwart 

– die Schriftführerin / der Schriftführer, 

– die Beisitzerin / der Beisitzer 

– (bei Bedarf können noch zwei Stellvertreter vom Vorstand bestellt werden) 

 

§ 8 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse 

erfordert oder wenn die Einberufung von 1/3 der Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des 

Zweckes und der Gründe verlangt wird. 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch ein Vorstandsmitglied unter 

Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens 4 Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der 

Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 

Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied des 

Vereins schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. 

(4) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätzlich für alle 

Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen 

Vereinsorgan übertragen wurden. Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur 

Beschlussfassung über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen. Sie 

bestellt einen Rechnungsprüfer, um die Buchführung einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über 

das Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten. Die Mitgliederversammlung entscheidet z. B. 

auch über 

a) Gebührenbefreiungen, 

b) Aufgaben des Vereins, 

c) An- und Verkauf sowie Belastung von Grundbesitz, 

d) Beteiligung an Gesellschaften, 

e) Genehmigung aller Geschäftsordnungen für den Vereinsbereich, 

f) Mitgliedsbeiträge, 

g) Satzungsänderungen, 

h) Auflösung des Vereins. 

(5) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig anerkannt ohne 

Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt 

ein Antrag als abgelehnt. 

 

§9 Online-Mitgliederversammlungen 



(1) Die Mitgliederversammlung kann auch als virtuelle Mitgliederversammlung abgehalten werden. 

Virtuelle Mitgliederversammlungen folgen den Grundsätzen der geschlossenen Benutzergruppe. Die 

Kommunikation erfolgt ausschließlich innerhalb der vorher festgelegten Gruppe von Teilnehmern, wobei 

die Identifizierung der Teilnehmer zweifelsfrei erfolgen muß. Die Einladung zu einer Online-

Versammlung muss neben der Tagesordnung auch die Internetadresse und die Zugangsdaten zur Online-

Versammlung enthalten. Die Mitglieder sind verpflichtet, ihre Legitimationsdaten und das Passwort 

keinem Dritten zugänglich zu machen und unter strengem Verschluß zu halten. 

(2) Während virtueller Versammlungen sind auch Abstimmungen direkt möglich. Die personenbezogenen 

Daten und die Abstimmungsergebnisse werden zur Gewährleistung der Anonymität der Stimmabgabe 

sowie zur Vermeidung doppelter Stimmabgaben getrennt ausgewertet. 

(3) Die Stimmen werden an den Schriftführer / die Schriftführerin gerichtet, diese/r gibt das Ergebnis 

noch während der Versammlung bekannt. 

 

§ 10 Virtuelle Zusammenkünfte anderer Vereinsorgane 

Zusammenkünfte anderer Vereinsorgane und Beschlüsse dieser Organe können gemäß den vorstehenden 

Vorschriften über Onlineversammlungen ebenfalls auf dem Wege einer Online-Versammlung 

durchgeführt werden.   

 

§ 11 Satzungsänderung 

(1) Für Satzungsänderungen ist eine ¾- Mehrheit der erschienenen Vereinsmitglieder erforderlich. Über 

Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen 

Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der 

Einladung sowohl der bisherige als auch der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt worden waren. 

(2) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen 

verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese Satzungsänderungen müssen allen 

Vereinsmitgliedern alsbald schriftlich mitgeteilt werden. 

 

§ 12 Beurkundung von Beschlüssen 

Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen erfassten Beschlüsse sind schriftlich 

niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen. 

 

 

§ 13 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4-Mehrheit der in der Mitgliederversammlung 

anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der 

Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an "Initiative Phoenix - Bundesnetzwerk für angemessene Psychotherapie e.V." , 

der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige zu verwenden hat. Die 

Projekte des Vereins können unmittelbar vor der Auflösung des Vereins an Dritte übergeben werden. 

 



 

§ 14 Haftungsausschluss 

(1) Die Haftung des Vereins sowie der Vorstandsmitglieder beschränkt sich 

auf eine vorsätzliche Pflichtverletzung durch die Mitglieder des Vorstandes. Die Haftung für fahrlässiges 

Verhalten der Organe sowie für jedwedes Verschulden der Erfüllungsgehilfen gegenüber den 

Vereinsmitgliedern wird ausgeschlossen. Soweit Schadensersatzansprüche der Vereinsmitglieder gegen 

den Verein bzw. gegen handelnde Vereinsmitglieder in Rede stehen, hat der Geschädigte auch das 

Verschulden des für den Verein Handelnden und die Kausalität zwischen Pflichtverletzung und Schaden 

zu beweisen. Eine unmittelbare Haftung der Vereinsmitglieder, insbesondere des Vorstands, für 

Schadenersatzansprüche gegen den Verein ist ausgeschlossen. 

(2)  Der Verein ist gegenüber den Vorstandsmitgliedern dazu verpflichtet, diese von allen gegen sie 

gerichteten Ansprüchen, die aus ihrer Tätigkeit für den Verein entstehen, freizustellen, soweit die 

Ansprüche nicht auf einer vorsätzlichen Pflichtverletzung beruhen. 

 

 

Stand: Dezember 2016 


